
alle Eindrücke verwerten, die ihm der bisherige Pro­
zeßverlauf, insbesondere das Ergebnis einer Beweis­
aufnahme, aber auch der persönliche Eindruck der 
Parteien vermittelt haben. Insoweit handelt es sich um 
eine Ermessensausübung des Gerichts, die der Nach­
prüfung durch eine höhere Instanz nur insoweit un­
terliegt, als eine offenkundig unsachgemäße Anwen­
dung des Ermessens oder eine Überschreitung seiner 
Grenzen vorliegt. Zu Unrecht beanstandet die Klägerin, 
das Kreisgericht glaube offenbar, eine „erzieherische 
Methode“ gefunden zu haben, um Mietaufhebungs­
klagen einzudämmen. Das Kreisgericht hat keine an­
dere „Methode“ angewendet als die des § 11 MSchG, 
dem allerdings ein erzieherischer Gedanke insofern 
zugrunde liegt, als die Aussetzung beiden Parteien 
Gelegenheit geben soll, außerhalb der erhitzten Atmo­
sphäre des streitigen Prozesses zu prüfen, ob sich nicht 
bei b e i d e r s e i t i g e m  guten Willen die Möglichkeit 
schaffen läßt, wieder friedlich nebeneinander im Rah­
men der Hausgemeinschaft zu leben. Wenn das Kreis­
gericht eine solche Erwartung auf Grund des persön­
lichen Eindrucks und Verhaltens der verklagten Ehe­
frau im Termin für berechtigt angesehen hat, so läßt 
sich nicht sagen, daß es die Grenzen des Ermessens 
überschritten habe. Die Klägerin verkennt auch die 
Sach- und Rechtslage, wenn sie meint, die Anordnung 
des Kreisgerichts sei geeignet, den Friedensbrecher zu 
ermutigen und zu begünstigen. Das Kreisgericht hat 
nicht schlechthin ausgesetzt, sondern der verklagten 
Ehefrau entsprechende Auflagen gemacht; so daß sich 
die Verklagte im klaren darüber sein müßte, daß der 
Verstoß gegen auch nur eine dieser Auflagen die 
Klägerin berechtigt, den Fortgang des Verfahrens zu 
verlangen. Bis jetzt hat sich die verklagte Ehefrau 
einen solchen Verstoß nicht zuschulden kommen lassen, 
jedenfalls nicht in Form neuer Beleidigüngen. Sie wird 
sich aber auch wohlweislich vor „leichten Anrempe­
leien“ hüten müssen, wie sie die Beschwerdeschrift 
beanstandet, weil auch Geringfügigkeiten dieser Art, 
wenn im Wiederholungsfälle der dahinter stehende 
böse Wille erkennbar wird, zur Aufhebung der Aus­
setzung führen können.

Nach alledem hat der Beschwerdesenat keinen An­
laß gefunden, die Anordnung des Kreisgerichts zu 
beanstanden.

§§ 139, 286 ZPO; § 2 HausratsVO.
Der Grundsatz der allseitigen Erforschung und Auf­

klärung des Sachverhalts gilt auch für gerichtliche Er­
messensentscheidungen in den Verfahren über die Aus­
einandersetzung betreffend Ehewohnung und Hausrat 
nach geschiedener Ehe.

KG, Urt. vom 22. Februar 1954 — Zz 1/54.
Die kinderlose Ehe der früheren Parteien ist nach fast drei­

jähriger Dauer durch Urteil des früheren Amtsgerichts P. aus 
Verschulden des früheren Antragstellers geschieden worden.

Ausweislich des Protokolls über die mündliche Verhandlung 
im Eheprozeß haben die Parteien für den Fall der rechts­
kräftigen Scheidung hinsichtlich der Auseinandersetzung über 
die Ehewohnung und den Hausrat einen Vergleich geschlossen, 
in dem es u. a. heißt:

„Bezüglich des Wohnrechts wird eine außergerichtliche 
Einigung angestrebt; die Klägerin erklärt, daß sie aus der 
Alleinschuld des Beklagten bezüglich des Wohnrechts für 
sich keine Rechte herleiten wolle.“

Mit der Begründung, daß er bereits 'Mieter der Wohnung 
gewesen sei, bevor die Ehe der Parteien geschlossen wurde, 
ferner, daß es sich bei ihm um einen Referenten handele, der 
wegen seiner fachlichen und gesellschaftlichen Tätigkeit eine 
entsprechende Wohnung benötige, und daß die Antragsgeg­
nerin nicht mehr länger in der Wohnung bleiben könne, weil 
er eine neue Ehe eingehe, hat der Antragsteller am 17. April 
1953 die wohnungsrechtliche Auseinandersetzung dahingehend 
beantragt, daß die eheliche Wohnung der Parteien dem An­
tragsteller zur alleinigen Benutzung zugesprochen wird.

Die Antragsgegnerin hat eingewendet, daß der Antragsteller 
vor der Eheschließung nur Untermieter in der Wohnung ge­
wesen sei und daß sie selbst der Hauptmieterin als Abschlag 
dafür, daß diese aus der Wohnung ziehe, den Betrag von 
1000 DM gezahlt habe. Auch die Interessen der Antragsgeg­
nerin seien zu berücksichtigen. Es könne nicht auf das höhere 
Gehalt ankommen, die Antragsgegnerin erfülle ebenso ihre 
gesellschaftlichen Verpflichtungen und bedürfe ebenfalls drin­
gend der Wohnung.

Mit Beschluß vom 9. Juni 1953 hat das Stadtbezirksgericht P. 
das Wohnrecht an der bisherigen Wohnung dem Antragsteller 
übertragen und ihn gleichzeitig verpflichtet, der Antragsgeg­
nerin als Wertausgleich für die finanziellen Aufwendungen 
500 DM zu zahlen.

Gegen diesen Beschluß hat die Antragsgegnerin Beschwerde 
eingelegt mit dem Hinweis, daß der Beschluß eine Begrün­
dung dafür, weshalb der Antragsgegnerin nur 500 DM zu ge­
sprochen werden, vermissen lasse. Darüber hinaus sei unver­
ständlich, weshalb dem Antragsteller ein höheres Recht an der

Wohnung zustehen solle. Die Alleinschuld des Antragstellers 
an der Ehescheidung müsse berücksichtigt werden; außerdem 
sei die Räumungsfrist zu kurz bemessen.

Mit Schriftsatz vom 14. Juli 1953 hat auch der Antragsteller 
Beschwerde eingelegt und den unbegründeten Zuspruch des 
Wertausgleichs von 503 DM gerügt.

Mit Beschluß vom 17. August 1953 hat das Stadtgericht Berlin 
den Beschluß des Stadtbezirksgerichts aufgehoben und seiner­
seits ausgesprochen, daß das Mietverhältnis an der ehelichen 
Wohnung von der Anträgsgegnerin allein fortgesetzt werde.

Der Präsident des Kammergerichts hat die Kassation dieses 
Beschlusses wegen Gesetzesvenletzung beantragt.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der mit der Kassation angegriffene Beschluß vom 

17. August 1953 verletzt die Bestimmungen der §§ 139, 
286 ZPO, § 2 Hausrats VO.

Zutreffend hat das Stadtgericht zum Ausgangspunkt 
seiner rechtlichen Würdigung die Vorschrift des § 2 
HausratsVO gemacht. Zuzustimmen ist dem Stadt­
gericht auch insoweit, als in diesem Verfahren keine 
Wiederaufrollung der Schuldfrage, die in dem rechts­
kräftigen Scheidungsurteil entschieden worden ist, 
stattfindet. Die Entscheidung des Stadtgerichts ist auch 
insoweit richtig, als der Beschluß des Stadtbezirks­
gerichts hinsichtlich der Zubilligung eines Ausgleichs­
anspruchs von 500 DM für die Antragsgegnerin korri­
giert worden ist.

Fehlerhaft ist die Entscheidung des Stadtgerichts 
jedoch insofern, als es den Sachverhalt nicht vollstän­
dig, allseitig und richtig aufgeklärt hat. Auch durch die 
vom Stadtgericht durchgeführte mündliche Verhand­
lung ist diese Forderung nicht erfüllt worden. Aus dem 
Protokoll vom 5. August 1953 ergibt sich lediglich, daß 
das Stadtgericht einige Erklärungen der Parteien ent­
gegengenommen und niedergelegt hat, nicht aber, daß 
es von dem ihm gemäß § 139 ZPO zustehenden Frage­
recht und von der Befragungs p f l i c h t  Gebrauch ge­
macht hat, um alle Umstände für die Regelung in der 
Wohnungssache hinsichtlich der vom Stadtgericht selbst 
für erheblich erachteten Tatsachen erschöpfend und 
umfassend aufzuklären. Statt bestimmte Fragen an die 
Parteien zu richten, konkrete Angaben und Beibrin­
gung von Beweismitteln zu verlangen oder gerichtliche 
Auflagen zu machen, hat das Stadtgericht seine Ent­
scheidung mit nicht zu billigenden Formulierungen be­
gründet. Wenn es zum Ausdruck bringt, daß die An­
gaben des Antragstellers über seine gesellschaftliche 
Tätigkeit ziemlich allgemein gehalten seien und auch 
über seine Herzkrankheit nur allgemein gehaltene und 
beweislos vorgetragene Angaben gemacht worden seien, 
wenn insbesondere ausgeführt wird, daß die Erklärung 
der Antragsgegnerin im Ehescheidungsprozeß über die 
Wohnungsregelung nur dahin verstanden werden könne, 
daß sie die Absicht zu erkennen gegeben habe, von 
einer ihr günstigen Rechtsposition keinen Gebrauch 
machen zu wollen, so zeigen bereits diese Formulie­
rungen, daß zu diesen Fragen eine sachdienliche und 
notwendige persönliche Anhörung der Parteien und eine 
Aufklärung in dieser Richtung nicht stattgefunden hat.

Sollte sich bei gründlicher Prüfung der Verhältnisse 
der Parteien herausstellen, daß der . Antragsteller in 
seinem Beruf etwas Außerordentliches leistet und eine 
außergewöhnlich starke gesellschaftliche Tätigkeit ent­
faltet, so würde das die Entscheidung über die Woh­
nungszuteilung erheblich zu seinen Gunsten beein­
flussen. Gerade eine für unsere Gesellschaftsordnung 
besonders wertvolle und unermüdliche Arbeit der schaf­
fenden Intelligenz sichert dem so Tätigen den beson­
deren Schutz und die Fürsorge unseres Staates der 
Arbeiter und Bauern, weil erst durch solche schöpfe­
rischen Leistungen die Voraussetzungen für eine schnelle 
Verbesserung der Lebensverhältnisse aller Werktätigen 
geschaffen werden. Nicht umsonst werden daher neben 
den Aktivisten und Helden der Arbeit die Angehörigen 
der schaffenden Intelligenz bei der Wohnungszuteilung 
besonders berücksichtigt. Wenn auch die berufliche 
Tätigkeit der Antragsgegnerin in ihrer gesellschaft­
lichen Bedeutung nicht unterschätzt werden darf, so 
mußte doch der Hinweis des Antragstellers, daß er als 
Techniker bei der Deutschen Bauakademie, also als 
Angehöriger der technischen Intelligenz, eine beruf­
liche und politische Tätigkeit von besonders qüalifi- 
zierter und verantwortlicher Art ausübe und diese auch 
außerhalb der Dienstzeit, also in der Wohnung, fort­
setze, genügen, um sorgfältigst zu prüfen, ob der Ünter-
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